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Deutschland: Herausforderungen in der Migrationspolitik
nach der Bundestagswahl

Migrationsexperten und Migrantenvertreter fordern
nach der Bundestagswahl am 27. September ein ei-
genes Ministerium für Migration und Integration.
Nach dem Sieg von Unionsparteien und FDP finden
seit Anfang Oktober die Koalitionsverhandlungen
statt, in denen auch die Themen Zuwanderung und
Integration eine wichtige Rolle spielen.

Bei den Koalitionsverhandlungen zwischen CDU/CSU
und FDP leitet die Beauftragte der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integration Maria
Böhmer (CDU) die Verhandlungen für den Bereich Fa-

milie, Integration und Kultur.
Vorab erklärte sie: „In Fragen
der Integration habe ich mich
mit den Kolleginnen und Kol-
legen der FDP auch in der letz-
ten Wahlperiode regelmäßig
getroffen und in vielen Fra-
gen Übereinstimmung festge-
stellt.“ Dennoch gibt es Dif-
ferenzen. Die FDP ist im Be-
reich der Migrationspolitik
traditionell liberaler als gro-
ße Teile der Unionsparteien.

Während die Koalitions-
partner noch verhandeln, leg-
ten Migrantenorganisationen
und Migrationsexperten For-
derungen und Empfehlungen
vor. Anfang Oktober veröf-
fentlichte der Sachverstän-
digenrat deutscher Stiftungen
für Integration und Migration
(SVR) einen Dringlichkeits-
katalog. Trotz Wirtschaftskri-
se und zu erwartender stei-
gender Arbeitslosigkeit müsse
es einen „Perspektivenwech-
sel“ geben. Die Zuwanderung
in den Arbeitsmarkt müsse
erleichtert werden. Der Sach-
verständigenrat begründet
dies mit zunehmendem Fach-
kräftemangel und der demo-

grafischen Alterung. Konkret fordert der SVR die Bun-
desregierung auf, Bürgern aus osteuropäischen EU-
Mitgliedstaaten den Zugang zum deutschen Arbeits-
markt bereits ab Januar 2010 zu gewähren und die
möglichen Sperrfristen bis Mitte 2011 bzw. Ende 2013
nicht auszuschöpfen (vgl. MuB 2/06, 3/04).

Punktesystem: Der Sachverständigenrat forderte
erneut die Einrichtung eines Punktesystems zur Steue-

rung der Einwanderung nach kanadischem und aus-
tralischem Vorbild (vgl. MuB 6/09, 5/08, 5/04). Ent-
scheidend für eine mögliche Zuwanderung wären dem-
nach das Qualifikationsprofil des Bewerbers und die
Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Um in besonders
dringenden Fällen das zeitaufwändige Verfahren des
Punktesystems umgehen zu können, schlägt der SVR
zusätzlich eine „bedarfsorientierte Akutsteuerung“ vor.
Interessierte Arbeitgeber müssten in diesem Fall eine
„Zuwanderungsabgabe“ zahlen, einen „einmalig poli-
tisch festzusetzenden Preis“. Die Experten des SVR
empfehlen etwa 20 % des Jahreseinkommens des ein-
zustellenden Ausländers. Die so erworbenen Einnah-
men „sollten zweckgebunden in einem Fonds zur Wei-
terbildung im Land lebender Arbeitskräfte eingesetzt
werden“. In der Vergangenheit hatte die Union ein Punk-
tesystem stets abgelehnt, die FDP hatte es hingegen
befürwortet.

Als weitere Maßnahme empfiehlt der SVR ein „An-
erkennungsgesetz zur Vermeidung von Brain Waste“,
um sicherzustellen, dass Zuwanderer ihre im Ausland
erworbenen Qualifikationen entsprechend anerkannt
bekommen. Derzeit seien „hunderttausende von zuge-
wanderten Fachkräften (...) arbeitslos oder weit unter
ihrem Qualifikationsniveau beschäftigt“.

Das Expertengremium fordert die Bundesregierung
weiter auf, gemeinsam mit den Bundesländern sicher-
zustellen, dass alle Kinder im Bedarfsfall eine ange-
messene Sprachförderung erhalten, bevor sie eingeschult
werden. Dementsprechende Regelungen müssen die
Länder umsetzen, da Bildung in ihren Kompetenzbe-
reich fällt.

Abschaffung des Optionsmodells: Bei der Staats-
bürgerschaft empfiehlt der Sachverständigenrat die
Abschaffung des Optionsmodells, nach dem sich in
Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern
zwischen ihrem 18. und 23. Lebensjahr für eine der
beiden Staatsangehörigkeiten entscheiden müssen (vgl.
MuB 7/08, 1/08). In einer Übergangsphase von fünf
Jahren sollte auf Antrag die doppelte Staatsangehö-
rigkeit gewährt werden. Für die gleiche Zeitspanne
sollte auch Ausländern, die schon lange in Deutschland
leben, die „Hinnahme der doppelten Staatsangehörig-
keit angeboten werden“. Der SVR sieht darin „ein Stück
Anerkennung der Integrationsleistung dieser Gastarbei-
tergeneration“.

In der kommenden Legislaturperiode sollte dann
eine neue Gesamtlösung entwickelt werden, „die den
Herausforderungen der Einwanderungsgesellschaft
und der damit verbundenen Heterogenisierung der
Bevölkerung gerecht wird, ohne dabei die dem Phä-
nomen der Mehrstaatigkeit immanenten rechtstechni-
schen Probleme auszublenden.“
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Integrationsministerium:
Eine institutionelle Aufwer-
tung des Politikfeldes Mi-
gration und Integration
könnte durch ein eigenes
Ministerium erfolgen. Eine
Alternative wäre die „Auf-
wertung von interministe-
riellen Fachausschüssen zu
Staatssekretärsausschüssen“.
Für ein „Ministerium für Par-
tizipation und Migration“
hatte sich vor der Wahl auch
der Vorsitzende der Türki-
schen Gemeinde Deutsch-
lands Kenan Kolat ausge-
sprochen. Die SPD hatte im
Wahlkampf für ein Ministe-
rium „Bildung und Integra-
tion“ geworben. Für ein Mi-
grations-/Integrations-Mi-

Deutschland: Vereinigte
Migrantenpartei gegründet
Am 2. Oktober hat sich die
„Vereinigte Migrantenpartei
Deutschland“ gegründet. Die
umstrittenen Äußerungen
von Bundesbank-Vorstands-
mitglied Thilo Sarrazin über
Migranten in Berlin waren
der Anstoß, sagten die Ini-
tiatoren.

Ausländern und Deutschen
mit Migrationshintergrund
will die „Vereinigte Migran-
tenpartei Deutschland“ eine
Stimme geben. Aber auch
Bürger ohne Migrationshin-
tergrund seien eingeladen,
„Mitglieder der Partei zu
werden und aktiv an deren
Gestaltung mitzuwirken“,
erklärte der rumänischstäm-
mige Initiator und Journa-
list Vlad Georgescu. Die
neue Partei hat er gemeinsam
mit der Journalistin Marita
Vollborn und dem Grünen-
politiker Mohammed Esmail
aus Niedersachsen ins Leben
gerufen. Bis zum 19. Oktober
soll es eine konstituierende
Sitzung des Bündnisses ge-
ben, das bislang 15 Mitglie-
der zählt. Hintergrund der
Parteigründung, so Georges-
cu, sei die Sorge, dass Politi-
ker und Prominente immer
häufiger Migranten diffa-
mierten und diskriminierten.

Thilo Sarrazin (SPD), Mit-
glied des Vorstands der Deut-
schen Bundesbank, hatte

Anfang Oktober im Magazin „Lettre International“ u. a.
beklagt: „Die Türken erobern Deutschland genauso, wie
die Kosovaren das Kosovo erobert haben: durch eine
höhere Geburtenrate.“ Zur Situation in Berlin hatte
der frühere Berliner Finanzsenator erklärt: „Eine
große Zahl an Arabern und Türken in dieser Stadt,
deren Anzahl durch falsche Politik zugenommen hat,
hat keine produktive Funktion, außer für den Obst-
und Gemüsehandel“. Zum Thema Integration merkte
Sarrazin an: „Ich muss niemanden anerkennen, der
vom Staat lebt, diesen Staat ablehnt, für die Ausbil-
dung seiner Kinder nicht vernünftig sorgt und ständig
neue kleine Kopftuchmädchen produziert. Das gilt
für 70 % der türkischen und für 90 % der arabischen
Bevölkerung in Berlin.“

Nach anhaltender heftiger Empörung und Kritik,
u. a. vom Grünen-Vorsitzenden Cem Özdemir und vom
Zentralrat der Juden, hatte sich Sarrazin Anfang Okto-
ber für seine Äußerungen entschuldigt. Ihm sei es nicht
darum gegangen, einzelne Volksgruppen zu diskredi-
tieren. Einen Rücktritt, der ihm von verschiedenen
Seiten nahegelegt wurde, u. a. von Bundesbank-Chef
Axel Weber, vom Paritätischen Wohlfahrtsverband
und dem ihm angehörenden Zusammenschluss von
über 100 Migrantenorganisationen sowie der frühe-
ren Berliner Ausländerbeauftragten Barbara John
(CDU), lehnte er allerdings ab.

Als Reaktion auf Sarrazins Äußerungen hat der Bun-
desbankvorstand Mitte Oktober Sarrazin in einer bei-
spiellosen, umstrittenen Aktion die Zuständigkeit für
den wichtigen Geschäftsbereich Bargeld entzogen.
Inzwischen prüfen das Landeskriminalamt Berlin und
die Staatsanwaltschaft, ob ein Ermittlungsverfahren
gegen Sarrazin wegen Volksverhetzung eingeleitet
werden muss, nachdem zwei Privatpersonen Strafan-
zeige gestellt haben. SPD-Politiker wie die Berliner
Bundestagsabgeordnete Eva Högl oder Ülker Radziwill,
Vorsitzende der SPD-Bundesarbeitsgemeinschaft Mi-
gration, forderten zudem ein Parteiausschlussverfahren.

Auch der nordrhein-westfälische Ministerpräsident
Jürgen Rüttgers (CDU) hatte Anfang September für Ver-

Kurzmeldungen – Deutschland I

Urteil: Beten in der Schule
Ein Berliner Gymnasium muss muslimi-
schen Schülern die Möglichkeit einräumen,
einmal am Tag außerhalb der Unterrichts-
zeit zu beten. Das Grundrecht auf Re-
ligionsfreiheit erstrecke sich auch auf das
Beten, erklärte der Richter des Berliner Ver-
waltungsgerichts in seinem Urteil Ende
September (Az. VG 3 A 984.07). Ein Schüler
hatte Klage gegen das Land Berlin einge-
reicht, da ihm seine Schule unter Berufung
auf das Neutralitätsgebot in staatlichen Ein-
richtungen untersagt hatte, zusammen mit
anderen Schülern auf dem Schulflur zu be-
ten (vgl. MuB 4/08). Im Klageverfahren
holte das Gericht ein Gutachten eines Is-
lamwissenschaftlers ein, der bestätigte, dass
Muslime nach theologischen Gesichtspunk-
ten möglichst alle Gebete verrichten müss-
ten. Die Berliner Senatsverwaltung will aus
dem Urteil keine allgemeingültigen Schlüs-
se ableiten. Es handle sich um eine Einzel-
fallentscheidung, sagte Sprecher Jens Stil-
ler. www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/vg/
Erste hessische Integrationskonferenz
Bessere Kenntnisse der deutschen Sprache
noch vor der Einschulung, Ganztagsbetreu-
ung in den Schulen und spezielle Bildungs-
angebote für die Kinder von Einwanderern
- dies haben die Teilnehmer der ersten hes-
sischen Integrationskonferenz in Wiesba-
den Mitte September gefordert. Das Ar-
mutsrisiko sei bei Migranten dreimal hö-
her als bei Hessen ohne Migrationshinter-
grund und das Risiko, arbeitslos zu werden,
doppelt so hoch. Integration sei eine „ge-
samtgesellschaftliche Herausforderung“
sagte Jörg-Uwe Hahn (FDP), Hessens Jus-
tiz- und Integrationsminister und Initiator
der Konferenz mit mehr als 120 Vertretern
aus Politik, Verwaltung, Sport, Wirtschaft,
Migrantenorganisationen, Kirchen und
Gewerkschaften. Anfang Oktober beschloss
der hessische Landtag auf Anregung der
SPD die Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion „Migration und Integration in Hessen“.
www.hmdj.hessen.de
Gesundheitsschutz verbessert
Der Bundesrat hat Mitte September der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zum Auf-
enthaltsgesetz ohne Vorbehalt zuge-
stimmt. Damit wird irregulären Migranten
der Zugang zur ärztlichen Versorgung er-
leichtert. Migranten ohne Aufenthaltsge-
nehmigung sind laut Asylbewerberleis-
tungsgesetz über die Sozialämter kranken-
versichert. Diese waren bisher verpflichtet,
illegal Aufhältige an die Ausländerbehörden
zu melden. Ein Arztbesuch barg damit das
Risiko, gemeldet und abgeschoben zu wer-
den. Krankenhausverwaltungen und So-
zialämter müssen diese Informationen nun
nicht mehr weiterleiten. Der Bundesrat hat
die so genannte Übermittlungssperre, die
bisher nur für Ärzte galt, mit seinem Be-
schluss ausgeweitet (Drucksache 669/09).
www.bundesrat.de

nisterium sprach sich auch Hartfrid Wolff, Fraktions-
sprecher der FDP für Ausländerrecht, aus. Aus Unions-
kreisen kam jedoch eine Absage. Der innenpolitische
Sprecher der Unionsfraktion im Bundestag Hans-Peter
Uhl (CSU) sagte: „Ein eigenes Ministerium wäre ver-
fassungswidrig, da viele Zuständigkeiten allein bei den
Ländern und Kommunen liegen.“ Politischer Hinter-
grund ist auch, dass Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble (CDU) keine Kompetenzen an ein mögliches
Integrationsministerium abgeben will.

Für den Fall, dass es ein Ministerium gibt, forderten
Politiker des Deutsch-Türkischen Forums (DTF) in der
CDU, der nordrhein-westfälische Integrationsminister
Armin Laschet (CDU) und der Vorsitzende des Sach-
verständigenrats Klaus Bade, das Ministeramt mit einem
Politiker mit Migrationshintergrund zu besetzen. Dies
wäre „von ganz außerordentlicher Symbolwirkung“,
sagte Bade. me
Weitere Informationen:
www.svr-migration.de, www.tgd.de
www.maria-boehmer.de
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Kurzmeldungen – Deutschland II

Weniger irreguläre Einwanderer
Laut einer Schätzung des Hamburgischen
WeltWirtschaftsInstituts (HWWI) im Rah-
men des europäischen Forschungsprojekts
CLANDESTINO ist die Zahl der Immigranten
ohne Aufenthaltsgenehmigung in Deutsch-
land zwischen 2005 und 2007 stark ge-
sunken (vgl. MuB 3/09). 2005 wurde ge-
schätzt, dass zwischen 280.000 und 680.000
Personen illegal in Deutschland leben, für
2007 liegen die Schätzungen zwischen
200.000 und 480.000. Die Schätzungen
basieren auf Zahlen über die Anzahl der
Straftaten, die von Deutschen sowie re-
gulären und irregulären Migranten verübt
werden. Dabei wurden Verletzungen des
Aufenthaltsrechts nicht mit einbezogen.
Den Rückgang erklärt die Leiterin des The-
menfeldes „Irreguläre Migration“ am
HWWI, Dita Vogel, mit dem EU-Beitritt Ru-
mäniens und Bulgariens Anfang 2007. Da-
durch ist der Aufenthalt der Staatsbürger
dieser Länder in Deutschland legal. Aller-
dings weist sie darauf hin, dass Rumänen
und Bulgaren weiterhin nicht in Deutschland
arbeiten dürfen und sich das Problem von
der aufenthaltsrechtlichen zur arbeitsrecht-
lichen Illegalität verlagert habe (vgl. MuB 3/
09, 7/07, 2/06).
http://irregular-migration.hwwi.net
Bundestagsmitglieder
In den kommenden vier Jahren werden 20
Abgeordnete mit Migrationshintergrund im
Bundestag vertreten sein. Das sind 9 mehr
als in der vergangenen Legislaturperiode.
Die meisten von ihnen stellen die Grünen
(6), gefolgt von der Linkspartei (5). SPD und
FDP haben jeweils 4 Abgeordnete in ihren
Reihen. In der größten Bundestagsfraktion
von CDU/CSU gibt es lediglich eine Abge-
ordnete mit Migrationshintergrund.
5 Bundestagsabgeordnete haben einen tür-
kischen Hintergrund, damit ist deren Zahl
gleich geblieben. Der Vorsitzende der Tür-
kischen Gemeinde Deutschlands Kenan
Kolat hatte vor den Wahlen die schlechten
Listenplätze der türkischen Kandidaten kri-
tisiert (vgl. MuB 7/09). Unter anderem der
Bundesvorsitzende von Bündnis 90/Die
Grünen Cem Özdemir hat aus diesem Grund
den Einzug in den Bundestag verpasst.
Weitere 4 Politiker sind iranischer und 3
indischer Herkunft. Die übrigen Abgeord-
neten stammen aus dem weiteren euro-
päischen Ausland. www.bundestag.de

ärgerung gesorgt, als er in
mehreren Wahlkampfreden
mit Blick auf die Verlagerung
des Bochumer Nokia-Werks
nach Rumänien sagte: „Im
Unterschied zu den Arbeit-
nehmern im Ruhrgebiet
kommen die in Rumänien
nicht morgens um sieben zur
ersten Schicht und bleiben bis
zum Schluss da, sondern sie
kommen und gehen, wann
sie wollen, und sie wissen
nicht, was sie tun.“

Georgescu kritisierte,
dass Äußerungen wie diese
meist keine juristischen
Konsequenzen hätten. Im
Fall Rüttgers hatte Georges-
cu im September alle in
Deutschland lebenden Mi-
granten zum Boykott der
CDU bei der Bundestags-
wahl aufgerufen und den
Politiker wegen Beleidi-
gung und Volksverhetzung

angezeigt. Das Verfahren wurde unter Berufung auf
die Meinungsfreiheit eingestellt.

Seine Partei werde gegen „Stammtisch-Hetzer (...)
mit allen juristischen Mitteln vorgehen“, sagte Geor-
gescu. Eine politische Partei hätte damit mehr Erfolg,
als wenn ein Einzelner gegen einen Politiker vorginge.
Die Politiker der etablierten Parteien würden sich zwar
für die Integration der hier lebenden Migranten ein-
setzen, aber es bliebe beim Bilden von Arbeitskreisen,
bedauert Georgescu. Sie unterlägen offenbar „größeren
Abhängigkeiten“, etwa der Angst, Wähler zu verlieren.
„Die 5,6 Mio. Wahlberechtigten mit Migrationshinter-
grund in Deutschland finden sich in unserem Parteien-
system nicht wieder“, sagte der Parteigründer.

Weitere Ziele der Partei sind die Etablierung der
doppelten Staatsbürgerschaft, die Einführung eines
Punktesystems für Zuwanderer nach kanadischem
Modell sowie die „aktive Integration“ von Migranten,
das heißt „die Vereinigte Migrantenpartei wird schlecht
integrierte Gruppen mit kritischen und unbequemen
Fragen konfrontieren müssen“. Außerdem sollten mehr
Beamte mit Migrationshintergrund eingestellt werden,
„um Sprachbarrieren in Gebieten mit sozialen Brenn-
punkten direkt vor Ort zu minimieren“. Bis zur nächsten
Bundestagswahl sollen Programm, Mitglieder und
Finanzen solide aufgestellt sein. up

Frankreich: Migrantenlager in Calais
aufgelöst
Die französische Polizei hat
Ende September ein inoffi-
zielles Lager mit irregulären
Migranten am Ärmelkanal
geräumt. Viele der Zuwan-
derer wollten von dort nach
England gelangen. Es gab
278 Festnahmen.

Ein Großaufgebot von Bereit-
schaftspolizisten ist am 22.
September in das provisori-
sche Zeltlager nahe dem Fähr-
terminal am Ärmelkanal ein-
gedrungen. Hierbei kam es
vereinzelt zu Auseinanderset-
zungen zwischen den Sicher-
heitskräften und Menschen-
rechtlern, die gegen die Räu-
mung protestierten. 278 Per-
sonen, darunter 132 Minder-
jährige, wurden in Abschiebe-
hafteinrichtungen im ganzen
Land gebracht.

Die Mehrheit der Migranten stammt aus Afghanistan,
Pakistan, dem Irak und dem Iran. Knapp 300 Personen
waren nach Schätzung von Hilfsorganisationen vorher
untergetaucht, weil die Räumung des als „Dschungel
von Calais“ bekannten Lagers nach Ende des Ramadan
angekündigt worden war.

Die Festgenommenen haben die Wahl, in Frankreich
Asyl zu beantragen oder in ihre Herkunftsländer zu-
rückzukehren. Wer dies ablehne, müsse mit Abschie-
bung rechnen, hieß es aus dem Einwanderungsminis-
terium in Paris. „Fraglich ist, ob die Migranten zu einem
Asyl-Überprüfungsverfahren zugelassen werden oder

im Rahmen der Dublin-II-Verordnung gleich in das
EU-Land, wo sie zuerst eingetroffen sind, zurück-
geschickt werden“, kritisierte Wolfgang Grenz von
Amnesty International. Das sei in den meisten Fällen
Griechenland, und gerade hier seien die Chancen auf
die Anerkennung des Flüchtlingsstatus äußert gering
(vgl. 7/09). Viele würden daher gar nicht erst einen
Asylantrag stellen.

Inzwischen sind viele der illegal Eingereisten in
das Küstengebiet zurückgekehrt, berichten Hilfsorga-
nisationen. Für die meisten bleibt Großbritannien das
Ziel, „denn dort haben sie Freunde oder Verwandte,
kennen die Sprache und hoffen, Arbeit zu finden“,
sagte Radoslaw Ficek, Mitarbeiter der Hilfsorganisation
France Terre d’Asile. Hier gelte zwar ebenfalls die Dub-
lin-II-Verordnung und das Asylsystem sei nicht besser
als in Frankreich, aber viele hätten den Irrglauben,
dass es in England einfacher sei, erklärte Wolfgang
Grenz von Amnesty International. Allein im ersten
Halbjahr 2009 wurden bei Lkw-Kontrollen mehr als
14.000 Menschen festgenommen, die den Kanal ohne
Papiere überqueren wollten.

Die Forderung von Hilfsorganisationen an die
britische Regierung, einige Migranten wie z. B. Mütter
und ihre Kinder aufzunehmen, lehnte der britische
Innenminister Alan Johnson (Labour) ab. Die Menschen
müssten in jenen Ländern Asyl suchen, in denen sie in
die EU gekommen seien, betonte er.

Der französische Minister für Einwanderung, Inte-
gration und nationale Identität Eric Besson (UMP)
wertete den Einsatz als „Erfolg“. Das Ziel, „eine Dreh-
scheibe für Menschenhändler“ zu zerstören, sei er-
reicht. Schlepper hätten die Siedlung als Stützpunkt
genutzt. Für bis zu 15.000 Euro hätten sie den Mi-
granten Tickets für eine Unterkunft in dem Lager und
die Überfahrt nach England angeboten.
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Im Dezember 2002 hatte
der damalige französische
Innenminister Nicolas Sar-
kozy (UMP) ein vom Fran-
zösischen Roten Kreuz ver-
waltetes Flüchtlingslager in
Sangatte - unmittelbar in der
Nähe von Calais - geschlos-
sen (vgl. MuB 8/02, 2/02).
Mitte April dieses Jahres war
eine Polizeiaktion gegen
Schleuserbanden in Calais
gescheitert (vgl. MuB 4/09).

„Je größer die Hinder-
nisse für Flüchtlinge werden,
desto stärker werden sie in
die Arme von Schleppern

getrieben“, kritisierte Jean-Pierre Alaux von der Migran-
tenhilfsorganisation GISTI. Statt die Lager mit Gewalt
zu räumen, solle die französische Regierung die
Flüchtlinge besser über ihre Asylrechte aufklären oder
sie bei einer freiwilligen Rückkehr unterstützen. Auch
das UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) mahnte die
französischen Behörden an, „dass denjenigen, die um
Flüchtlingsschutz bitten, der Zugang zu einem fairen
und vollständigen Asylverfahren gewährt wird“. Die
Lage in Calais unterstreiche erneut „die Notwendigkeit
eines gemeinsamen europäischen Asylsystems, das nicht
nur auf dem Papier, sondern auch in der Realität be-
steht“. up 
Weitere Informationen:
www.immigration.gouv.fr, www.unhcr.de
http://ukba.homeoffice.gov.uk, www.gisti.org
http://www.france-terre-asile.org, www.amnesty.de

USA: Erstmals Rückgang der im
Ausland geborenen Bevölkerung
Die im Ausland geborene
Bevölkerung in den Verei-
nigten Staaten ist erstmals
seit 1970 zurückgegangen.
Dies geht aus Daten des Ende
September veröffentlichten
„American Community Sur-
vey 2008“ hervor. Der Rück-
gang wird in erster Linie auf
die Wirtschaftskrise zu-
rückgeführt.

Die Ergebnisse des „Ame-
rican Community Survey“
(ACS) werden jährlich vom
US-Zensusbüro herausge-
geben. Die Umfrage ist eine
auf Fragebögen basierte
Längsschnittstudie, die mo-
natlich an etwa 250.000
Haushalte versendet wird.
Pro Jahr umfasst der ACS
rund 3 Mio. Haushalte in den
USA und dem assoziierten
US-Territorium Puerto Rico.

ACS-Schätzungen zufol-
ge lebten 2008 rund 38 Mio. im Ausland geborene
Personen in den USA. Deren Zahl ist im Jahr 2008
im Vergleich zum Vorjahr um etwa 100.000 gesun-
ken. Statistisch ist dieser Rückgang zwar minimal,
aber er stellt eine Wende dar. In den Jahren 2000 bis
2006 verzeichnete die im Ausland geborene Be-
völkerung einen jährlichen Zuwachs von rund 1 Mio.
Personen, 2007 lag der Zuwachs bei rund 0,5 Mio.
Personen. Der bisherige Trend eines kontinuierlichen
Zuwachses der Bevölkerung mit direktem Migrations-
hintergrund ist damit unterbrochen.

Bei der Gruppe der in Mexiko Geborenen wurde
zwischen 2007 und 2008 mit 300.000 Personen ein
besonders starker Rückgang verzeichnet. Mexikaner
stellen die weitaus größte Gruppe sowohl innerhalb
der ausländischen Wohnbevölkerung in den USA als
auch bei den legalen und irregulären Neuzuwan-
derern dar. Von 30,7 Mio. in den Vereinigten Staaten

lebenden Mexikanern wurden 11,3 Mio. außerhalb der
USA geboren. Das sind rund 30 % aller im Ausland
geborenen Personen in den USA.

Der Rückgang ist in erster Linie eine Folge der Wirt-
schaftskrise. Dementsprechend war in den von der Krise
am stärksten betroffenen Bundesstaaten die Differenz
zum Vorjahr am deutlichsten, so etwa in Kalifornien,
Florida, Arizona und Michigan. Vor der Wirtschaftskrise
hatten Hispanics, also Personen mit lateinamerikani-
scher Abstammung, eine höhere Beschäftigungsrate
als Afroamerikaner oder die angelsächsische Mehr-
heitsbevölkerung. In der Rezession sind sie jedoch
besonders stark von Arbeitslosigkeit betroffen, da
die Mehrzahl von ihnen in unsicheren Arbeitsver-
hältnissen beschäftigt ist.

Während einwanderungskritische Forschungsinsti-
tute wie das Center for Immigration Studies den Rück-
gang auch als Erfolg der Verstärkung des US-amerika-
nischen Grenzschutzes hervorheben, gehen die meis-
ten Analysten davon aus, dass nach einer Erholung der
wirtschaftlichen Lage auch die Einwanderung aus Me-

USA: Mehr Todesfälle an Südgrenze
Trotz eines Rückgangs der Aufgriffe undokumentierter
Einwanderer (siehe S. 5) ist die Zahl der Todesfälle an der
Grenze zwischen den Vereinigten Staaten und Mexiko
im laufenden Jahr wieder angestiegen. Dies geht aus
den Zahlen der US-Grenzschutzbehörde (border patrol)
sowie einem gemeinsamen Bericht der Bürgerrechts-
organisation American Civil Liberties Union (ACLU) und
dem mexikanischen Nationalen Zentrum für Menschen-
rechte (CNDH) hervor. Während die Zahl der Aufgriffe an
der US-Grenze in den letzten zwei Jahren um etwa 50 %
gesunken ist, starben zwischen Oktober 2008 und
September 2009 416 Migranten beim Versuch des il-
legalen Grenzübertritts (2008: 390, 2007: 398, 2006:
454). ACLU und CNDH führen den Anstieg auf die
Ausweitung der Grenzschutzmaßnahmen und die daraus
resultierende Verschiebung der Migrationsrouten in
lebensfeindliche Berg- und Wüstenregionen zurück. Von
1994 bis heute sind etwa 5.600 Migranten beim Versuch
der illegalen Einreise in die USA ums Leben gekommen.
w w w . a c l u . o r g / p d f s / i m m i g r a n t s /
humanitariancrisisreport.pdf

Kurzmeldungen – Deutschland III / Europa I
Schächten erlaubt
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat
einem muslimischen Metzger das betäu-
bungslose Schlachten (Schächten) von Rin-
dern und Schafen erlaubt (1 BvR 1702/09).
Dem Urteil liegt ein jahrelanger Rechtsstreit
zugrunde. Bereits 2002 hatte das Bundes-
verfassungsgericht zugunsten des Metzgers
entschieden, nachdem ihm der zuständige
Landkreis eine Ausnahmegenehmigung ver-
sagt hatte (vgl. MuB 2/02). Bisher hatte der
Mann nur für jeweils ein Kalenderjahr be-
fristete Ausnahmegenehmigungen erhal-
ten. Eine gerichtlich erteilte Ausnahmege-
nehmigung für 2009 hob der Hessische
Verwaltungsgerichtshof im Mai 2009 auf
(8 B 521/09). Das BVerfG urteilte nun, dass
dem Metzger ein ausreichender Rechts-
schutz zukommen müsse. Eine auf das Ka-
lenderjahr befristete Ausnahmegenehmi-
gung lasse befürchten, dass der geltend
gemachte Anspruch „ganz oder teilweise
vereitelt werden kann, je später eine be-
hördliche oder gerichtliche Entscheidung
darüber ergeht“, argumentierten die Rich-
ter. Der Fall wurde an den Hessischen Ver-
waltungsgerichtshof zurückgewiesen.
www.bverfg.de

Bulgarien: Muslimische Partei gegründet
In einem Dorf in der Nähe der Stadt Russe
im Norden Bulgariens ist am 26. September
die Partei „Muslimisch-Demokratische Uni-
on“ gegründet worden. In der Region woh-
nen mehrheitlich türkischstämmige Bul-
garen. Ministerpräsident Bojko Borissow
(GERB) bezeichnete die Partei als verfas-
sungswidrig, da die Verfassung die Grün-
dung ethnischer und religiöser Parteien ver-
biete. Die Initiatoren - die Geschäftsleute
und Brüder Ali und Juzeir Juzeirow - sind
für die Gründung islamischer und pro-tür-
kischer Organisationen in der Region be-
kannt. Bereits seit 1989 gibt es die „Bewe-
gung für Rechte und Freiheiten“ (DPS). Sie
vertritt die türkischstämmige Minderheit in
Bulgarien, das sind rund 9 % der Bevölke-
rung. Sie war bereits an mehreren Regie-
rungen beteiligt und ist seit 2007 im Euro-
paparlament vertreten.
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Kurzmeldungen – Europa II

EU: Bald Migrationskommissar
Der wieder gewählte Präsident der EU-Kom-
mission José Manuel Barroso hat Mitte Sep-
tember angekündigt, einen Kommissar für
Migration zu berufen. Dieser Kommissar
soll künftig eine europäische Migrations-
politik gemäß den gemeinsamen Richtli-
nien entwerfen. Im Mittelpunkt dieser ge-
meinsamen Politik sollen die Integration re-
gulärer Einwanderer und der Kampf gegen
die illegale Migration stehen.
http://europa.eu
Frankreich: Vorschläge für EU-Politik
Der französische Minister für Migration und
Integration Eric Besson (UMP) hat Mitte
September einen Aktionsplan zum Kampf
gegen die illegale Einwanderung in die EU
vorgestellt. Im Ministerrat schlug er eine
Doktrin für die EU-Grenzschutzagentur
Frontex vor, die das Abfangen und Rück-
führen irregulärer Einwanderer auf dem
Meer legalisieren soll. Damit würde eine
rechtliche Grundlage geschaffen, die nicht
der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK)
entspricht. Ferner soll die Zusammenarbeit
zwischen Frontex und den Herkunftsstaaten
intensiviert werden. Die Grenzschutzagentur
solle einen Generalstab bilden, der die Über-
wachung des Mittelmeers koordiniert, so-
wie ein „Erasmus“-Programm auflegen,
um eine Art Berufsgemeinschaft der euro-
päischen Grenzschützer zu schaffen. Darü-
ber hinaus empfahl der französische Mi-
nister die oft diskutierte Rückführung irre-
gulärer Migranten mit Charterflügen (vgl.
MuB 7/05, 4/06).
www.immigration.gouv.fr
Italien: Freispruch im Cap-Anamur-Prozess
Nach drei Jahren ist am 7. Oktober der Pro-
zess gegen Stefan Schmidt, den damaligen
Kapitän des Schiffes der Hilfsorganisation
Cap Anamur, und den ehemaligen Vorsit-
zenden der Organisation Elias Birdel mit
einem Freispruch zu Ende gegangen. Die
Anklage hatte auf Beihilfe zur illegalen
Einwanderung gelautet. Im Sommer 2004
hatten Schmidt und Bierdel 37 afrikani-
sche Boatpeople im Mittelmeer aus einem
überfüllten Schlauchboot gerettet und
nach einer dreiwöchigen Auseinanderset-
zung mit den italienischen Behörden nach
Italien gebracht. Daraufhin klagte die
Staatsanwaltschaft von Agrigent Schmidt
und Bierdel als Schleuser an (vgl. MuB 6/
04). Das Gericht sprach die Männer frei,
eine Urteilsbegründung wird es jedoch erst
in drei Monaten geben. Bis dahin ist das
Urteil noch nicht rechtskräftig. Die Staats-
anwaltschaft kann nach der Begründung
in Berufung gehen.

UN-Weltentwicklungsbericht
Die Vereinten Nationen for-
dern, Migration als Chance
aufzufassen und bessere Rah-
menbedingungen für Mi-
granten zu schaffen. Das geht
aus dem Jahresbericht des
Entwicklungsprogramms der
Vereinten Nationen (UNDP)
hervor.

Der diesjährige Bericht des
UN-Entwicklungsprogramms
„Human Development Re-
port“ wurde am 5. Oktober
vorgestellt. Er listet Norwe-
gen als Land mit den besten
Entwicklungsstandards, ge-
folgt von Australien und Is-
land. Schlusslichter sind Sierra
Leone, Afghanistan und Ni-
ger. Deutschland steht unver-
ändert auf Platz 22 von 182
gelisteten Ländern.

UNDP schlägt in dem Be-
richt außerdem konkrete Maß-
nahmen zum Abbau von Mi-
grationshürden vor. Migra-
tion zuzulassen, statt sie zu
bekämpfen, trage zur Ver-
besserung der Lebensbedin-
gungen von Millionen von
Menschen bei.

Migrationsströme: UNDP
plädiert für eine Ausweitung
bestehender Migrationsströ-
me. Länder, die aufgrund de-
mographischer Entwicklun-
gen mehr „Einwanderungs-

bedarf“ hätten, sollten folglich mehr Migranten auf-
nehmen, selbst wenn diese geringere Qualifikationen
aufwiesen.

Laut UNDP sind aktuell rund 1 Mrd. Menschen auf
der Welt Migranten. Davon sind 740 Mio. Binnenmi-
granten und 240 Mio. internationale Migranten. Nur
rund 70 Mio. Migranten würden aus Entwicklungs-

xiko und anderen Staaten
wieder ansteigen wird.

Die Zuwanderung aus
Mexiko in die USA geht der-
zeit zurück. Dies belegen ak-
tuelle Zahlen des Pew His-
panic Center (PHC) und der
amerikanischen Grenzschutz-
behörden. Eine im Juli 2009
veröffentlichte Studie des
PHC zeigt, dass die jährliche
Zuwanderung aus Mexiko
seit 2006/07 von etwa 1 Mio.
Neuzuwanderern auf 636.000
(2008/09) zurückgegangen
ist. Die Rückwanderung
mexikanischer Migranten in

ihr Herkunftsland ist im selben Zeitraum etwa auf
gleichem Niveau geblieben (zwischen 430.000 und
480.000 pro Jahr). Einer weiteren Studie des Pew
Hispanic Center zufolge besteht dennoch eine hohe
Auswanderungsbereitschaft innerhalb der mexika-
nischen Bevölkerung (vgl. Online-Ausgabe).

Nach Angaben der US-amerikanischen Grenz-
schutzbehörde wurden weniger Migranten bei dem Ver-
such aufgegriffen, die Grenze illegal zu überqueren
(2004 bis 2006: ca. 1 Mio. Personen pro Jahr; 2008:
662.000). Zugleich stieg die Zahl der Todesfälle am
Grenzstreifen zwischen den USA und Mexiko in diesem
Jahr an (vgl. Infokasten S. 4). sta
Weitere Informationen:
www.census.gov/acs/www, http://pewhispanic.org/
publications

ländern in besser entwickelte Länder wandern. Entge-
gen weit verbreiteter Meinungen seien gerade die ärms-
ten Menschen auf der Welt am wenigsten mobil. So
leben nur 3 % aller Afrikaner in einem anderen Land
als in ihrem Geburtsland, zumeist innerhalb des afri-
kanischen Kontinents.

Am häufigsten wandern gut ausgebildete Frauen
aus kleineren Ortschaften in Länder mit mittlerem Ein-
kommen aus. Sie verlassen ihr Land, um sozialem Druck
zu entkommen, beispielsweise in Afghanistan, Kroatien
oder Ghana. Die ärmsten Länder sind auch bei der
Migration marginalisiert. Für die ärmsten Migranten
seien viele Grenzen unüberwindbar, obwohl ihnen das
Auswandern am meisten nützen würde, heißt es in dem
Bericht.

Rechte für Migranten: Sichergestellt werden müs-
sen laut dem Bericht grundlegende Rechte für Migran-
ten, etwa das Recht auf Bildung, eine ausreichende
Gesundheitsversorgung und das Wahlrecht bei lang-
fristiger Niederlassung im Zielland. Zudem seien Maß-
nahmen gegen Fremdenfeindlichkeit zu treffen. Eine
wichtige Rolle könnten hierbei auch die Gewerkschaf-
ten haben, indem sie ihre Mitglieder zu großen Aktio-
nen mobilisieren. Auch müssten Zuwanderungsbestim-
mungen gelockert und die Kosten für amtliche Doku-
mente oder Beglaubigungen gesenkt werden, z. B. bei
Geburts- und Heiratsurkunden. Verlangt wird auch,
die Binnenmigration überall auf der Welt zu erleichtern,
etwa durch sozialen Wohnungsbau in Metropolen, in
die es viele Migranten zieht, und die Verbesserung
von Bildungschancen für die Landbevölkerung in den
Entwicklungsländern.

Zusammenarbeit: Die Vereinten Nationen legen
gemeinsame Lösungen in Migrationsfragen zwischen
Herkunfts- und Zielländern nahe. Migranten sollten
von Letzteren als „Innovationspotenzial“ verstanden
werden und trügen durch Konsum zur Entstehung von
Jobs bei. Zur Entwicklung der Herkunftsländer könne
beitragen, dass Migranten Wissen und Fähigkeiten in
ihrem neuen Umfeld erlernen. Bei einer eventuellen
Rückkehr können sie diese in ihrem Land einbringen
oder das jeweilige Land durch Rücküberweisungen
unterstützen.

Rücküberweisungen: Die Rücküberweisungen von
Migranten in ihre Herkunftsländer summierten sich
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I m p r e s s u m

im Jahr 2007 auf weltweit 370
Mrd. US-Dollar. Die Vereinten
Nationen fordern ferner Lö-
sungen, um Rücküberweisun-
gen günstiger zu machen. Bis-
her fallen hohe Transaktions-
kosten an.

Laut dem Bericht ist Aus-
wanderung ein „sehr wirksa-
mer“ Weg für Bewohner von
Entwicklungsländern, um ihre
Lebenssituation zu verbessern.
Menschen aus den ärmsten
Ländern, die in entwickelte
Länder ziehen, können laut
Bericht ihr Einkommen um
das 15-Fache steigern.

Von diesen Verbesserun-
gen profitieren auch die Her-
kunftsländer. Die Rangliste
der Länder, die am meisten
Geld von ihren Auswanderern
bekommen, wird 2007 von
Indien angeführt, mit 35,3
Mrd. Dollar, es folgen China
(32,8 Mrd.), Mexiko (27,1
Mrd.) und die Philippinen
(16,3 Mrd.). Nach Europa
fließen fast viermal so viele
Migrantenüberweisungen
wie nach Afrika und fast dop-
pelt so viele wie nach Latein-
amerika.

Im Vergleich zum Brutto-
sozialprodukt sind die Rück-
überweisungen nach Tadschi-
kistan (45,5 %) und Molda-
wien (38,3 %) am höchsten.
Das einzige afrikanische Land
mit einem Anteil von über 10c%
ist Lesotho, dessen Bevölke-
rung zu großen Teilen in Süd-

afrikas Bergbau arbeitet. Die ärmsten Entwicklungs-
länder profitieren folglich weniger von Rücküberwei-
sungen als allgemein angenommen. Auch führt
Migration durch eine bessere medizinische Versor-
gung bei der Geburt und bessere Ernährung zu einer
16-fachen Verringerung der Kindersterblichkeit. Hin-
zu kommt eine Verdopplung der Einschulungsquote
bei den Kindern von Migranten durch bessere Bil-
dungschancen und kostenfreie Schulen in vielen Ziel-
ländern.

Migration in der Wirtschaftskrise: Der UN-Bericht
warnt, dass die derzeitige Weltwirtschaftskrise Migran-
ten besonders stark betrifft. Arbeitsplätze gingen ver-
loren, Ausländer würden in manchen Ländern zur
Rückkehr gedrängt. Die Rücküberweisungen von Mi-
granten in ihre Heimat werden in diesen Zeiten sinken,
so der Bericht. Wenn aber die Weltwirtschaft sich wie-
der erholt, nehmen auch die Migrationsströme wieder
zu. Dies sei eine Chance für eine neue Politik, hofft
das UNDP. „Migration ist auch heute noch ein um-
strittenes, reformbedürftiges und zu überprüfendes
Problem weltweit”, sagte UNDP-Hauptautorin Jeni
Klugman bei der Vorstellung des Berichtes. chw
Weitere Informationen: http://hdr.undp.org
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Kurzmeldungen – Welt II
Ägypten: Erschießungen an der Grenze
Ägyptische Polizisten haben am 23. September einen
eritreischen Auswanderer erschossen. Der Mann wollte
über die Grenze nach Israel flüchten. Ein weiterer Eritreer
wurde verwundet. Laut ägyptischen Medienberichten
sollen seit Mai dieses Jahres mindestens 15 Migranten
an der Grenze erschossen worden sein. Die ägyptische
Polizei begründete ihr Vorgehen damit, dass Menschen-
schmuggler, die die Migranten nach Israel einschleusen,
in der Vergangenheit auf Beamte geschossen hätten.
Ägypten tolerierte jahrelang, dass zehntausende afrika-
nischer Migranten über ägyptisches Staatsgebiet nach
Israel zogen. Nun steht Ägypten unter dem Druck Israels,
gegen die illegalen Flüchtlingsströme vorzugehen.
Gerade weil Flüchtlingsrouten über das Mittelmeer un-
durchlässiger geworden sind, wird die Route durch
Ägypten stärker genutzt.

Kurzmeldungen – Welt I

VAE: 5 Mio. Arbeitsmigranten
In den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE)
leben deutlich mehr ausländische Arbeits-
migranten als Einheimische. Nach Anfang
Oktober veröffentlichten Zahlen des Innen-
ministeriums und der für Arbeitsmigranten
zuständigen Behörde leben in dem Golf-
staat derzeit rund 6 Mio. Menschen (2005:
4,1 Mio., +46 %). Davon sind nur etwa 1
Mio. (16,5 %) Emiratis. Die übrigen 5 Mio.
sind ausländische Arbeitsmigranten. Die
größte Gruppe stellen Inder mit 1,75 Mio.
(29 %), gefolgt von 1,25 Mio. Pakistanis
(21%) und 500.000 Arbeitern aus Bangla-
desch (8 %). Aus dem übrigen Asien kom-
men 1 Mio. Arbeitsmigranten, weitere
500.000 aus Europa, Australien, Latein-
amerika und Afrika. Das Bevölkerungs-
wachstum der letzten Jahre geht fast aus-
schließlich auf Zuwanderung zurück. Die
Migranten arbeiten v. a. in der Ölindustrie
sowie im Bau- und Hotelgewerbe.
Saudi-Arabien/Philippinen: Rückkehr
In Saudi-Arabien sind am 24. September
121 undokumentierte philippinische Ar-
beiter aufgegriffen und nach Hause ge-
schickt worden. Sie hatten keine gültigen
Visa mehr und waren dennoch im Land
geblieben. Nach einem Treffen der philip-
pinischen Präsidentin Gloria Macapagal Ar-
royo (KAMPI-Partei) mit der saudischen Re-
gierung beschleunigte das zuständige phi-
lippinische Arbeitsministerium die Ausgabe
von Reisedokumenten für die Arbeiter. Ar-
royo sagte, tausende philippinische
Staatsbürger arbeiteten sowohl legal als
auch illegal in anderen Ländern. Oft
würden sie rechtswidrig angeworben und
ausgebeutet, litten unter niedrigen Löhnen
und schlechten Arbeitsbedingungen. Seit dem
Ausbruch der weltweiten Wirtschaftskrise
werden gerade in den Golfstaaten tausende
Arbeitsmigranten in ihre Herkunftsländer
zurückgeschickt (vgl. MuB 3/09, 1/09).


